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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Schilling und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/1296 — 


Landbeschaffungsverfahren in Büdingen 


Der Bundesminister der Finanzen -VIB5- W 7903 - 185/87 - 
hat mit Schreiben vom 7. Dezember 1987 namens der Bundes- 
regierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Ist es üblich bei Landbeschaffungsverfahren, daß ein Dritter - in 
diesem Fall die Accumulatorenfabrik Sonnenschein/Büdingen - 
„eine entsprechende Abfindung gewährt"? 

Wenn ja, wie viele Fälle seit 1971 sind der Bundesre0erung 
bekannt? 


Das von den Behörden vor Ort im Rahmen ihrer sachlichen 
Zuständigkeit gewählte Verfahren ist zwar unüblich, aber unter 
Abwägung der deutschen Freigabeinteressen und der spezifi- 
schen Beschaffungswünsche der US-Streitkräfte in diesem Aus- 
nahmefall nicht unzulässig. 


2. Kann die Bundesregierung die Vermutung der GRÜNEN wider- 
legen, wonach die Firma Sonnenschein die „Abfindung" deshalb 
„gewährte", weil sie Einfluß auf den zügigen Abschluß des Landbe- 
schaffungsverfahrens nehmen wollte mit dem Ziel, 2 Hektar Gelände 
von der US -Armee zu erwerben? 


Die Bundesregierung stellt keine Spekulationen über die Absich- 
ten Dritter an. 

Die im Interesse der landabgabebereiten Grundstückseigentümer 
geleistete Zusatzzahlung des Unternehmens hat sicherlich zur 
Beschleunigung beider Grundstücksangelegenheiten, also auch 
des Landbeschaffungsverfahrens beigetragen. 
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3. Auf Grund welcher gesetzlicher Normen kann eine Privatfirma 
innerhalb eines Verwaltungs Verfahrens nach dem Landbeschaf- 
fungsgesetz an andere Privatfirmen (Landwirtschaftsbetriebe) Abfin- 
dungen gewähren? 


Gesetzliche Vorschriften, die eine solche Zahlung verbieten, gibt 
es nicht. 


4. Teilt die Bundesregierung das Urteil der GRÜNEN, wonach folgen- 
der Sachverhalt gegen Artikel 48 Abs. 5 des Zusatzabkommens zum 
NATO-Truppenstatut verstößt: 

„Seit Jahren bemühte sich Sonnenschein um die Erweiterung des 
Betriebsgeländes in Büdingen. Einzige verfügbare Fläche neben 
dem Firmengelände ist jedoch ein wenig genutzter Truppen- 
übungsplatz der US- Armee. Die signalisierte 1986 die Bereitschaft, 
zwei Hektar des Geländes an den Batteriefabrikanten abzutreten, 
falls gleichzeitig das Kasemengelände in einem anderen Bereich 
erweitert werden würde. " (Frankfurter Rundschau vom 3. November 
1987)? 

Dieser „andere Bereich“ ist identisch mit der Fläche, die Gegenstand 
des Landbeschaffungsverfahrens ist. 


Freigabewünschen, die deutschen Interessen dienen, stehen oft 
Forderungen der US-Streitkräfte gegenüber, die dem eigenen 
Nutzen der Streitkräfte dienen. Derartige Fälle sind nicht unge- 
wöhnlich. Ihre Lösung ist im Rahmen des Artikels 48 Abs. 5 des 
Zusatzabkommens möglich, der die Vereinbarung von Freigabe- 
modalitäten nicht ausschließt. Im vorliegenden Fall haben die 
örtlichen Behörden eine Lösung gefunden, die der Schaffung von 
zusätzlichen Arbeitsplätzen am schnellsten und am besten Rech- 
nung trägt. 


5. Wann und wie will die Bundesregierung entsprechend Artikel 48 
Abs. 5 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut sicherstel- 
len, daß der „wenig genutzte Truppenübungsplatz" der US-Armee 
in Büdingen wieder in deutschen Besitz übergeht? 


Der Übungsplatz wird von den in Büdingen stationierten Einhei- 
ten benötigt und genutzt. Die Bundesregierung sieht keine Mög- 
lichkeit, die Freigabe des Übungsplatzes in seiner Gesamtheit zu 
erreichen, sofern nicht an anderer Stelle Übungsflächen bereit- 
gestellt werden können. . 
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